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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Familienpolitik

Ebenso wie eine Motion Estermann (svp, LU; Mo. 20.3191) erfuhr auch eine Motion von
Siebenthal (svp, BE) mit dem Zweck der weiteren Reduktion von
Schwangerschaftsabbrüchen in der Sondersession im Mai 2022 eine deutliche Abfuhr.
Konkret hatte die Motion des Berner SVP-Nationalrats gefordert, dass Frauen mit
Problemschwangerschaften umfassender über die Risiken einer Abtreibung beraten
werden. Aufgrund der bereits bestehenden Beratungsangebote – namentlich erwähnte
die Regierung die im Protokoll der Schweizerischen Gesellschaft für Gynäkologie und
Geburtshilfe (SGGG) erwähnten Beratungsmöglichkeiten sowie die bestehenden
kostenlosen Schwangerschaftsberatungsstellen für gesundheitliche und psychosoziale
Belange – sah der Bundesrat keinen Handlungsbedarf und empfahl die Motion zur
Ablehnung. Der Nationalrat folgte dieser Empfehlung mit 143 zu 32 Stimmen bei 11
Enthaltungen. Zustimmung erfuhr die Motion von einer knappen Mehrheit der SVP-
Fraktion sowie von fünf Mitgliedern der Mitte-Fraktion. Ebenso stammten die
Enthaltungen aus diesen beiden Fraktionen. Yvette Estermann und Erich von Siebenthal
sind darüber hinaus an zwei im Dezember 2021 lancierten Volksinitiativen beteiligt, die
Einmal-darüber-schlafen-Initiative und die Lebensfähige-Babys-retten-Initiative, die
als Ziel ebenfalls die Reduktion von Schwangerschaftsabbrüchen verfolgen. 1

MOTION
DATUM: 11.05.2011
MARLÈNE GERBER

Ende Dezember 2021 startete ein Komitee rund um die beiden SVP-Nationalrätinnen
Yvette Estermann (LU) und Andrea Geissbühler (BE) die Unterschriftensammlung für
zwei Volksinitiativen zur Reduktion von Schwangerschaftsabbrüchen. Beide verlangten,
in der Verfassung den «Schutz des menschlichen Lebens, insbesondere vor der
Geburt», explizit zu verankern. Während die eine Volksinitiative einen Tag Bedenkzeit
vor einer Abtreibung einführen wollte, richtete sich die Volksinitiative «Für den Schutz
von ausserhalb des Mutterleibes lebensfähigen Babys (Lebensfähige-Babys-retten-
Initiative)» gegen Spätabtreibungen. Konkret verlangte Letztere, dass
Schwangerschaftsabbrüche nicht mehr vorgenommen werden dürfen, wenn ein
Ungeborenes zum Zeitpunkt der Abtreibung mit intensivmedizinischer Betreuung
überlebensfähig wäre. Gemäss Initiativkomitee, dem ebenfalls SVP-Nationalrat Erich
von Siebenthal (BE) und die Zürcher SVP-Kantonsrätin Maria Rita Marty angehörten,
würden in der Schweiz pro Jahr etwa 100 ausserhalb des Mutterleibs lebensfähige
Ungeborene abgetrieben. Gemäss geltender Regelungen im Strafgesetzbuch (Art. 119)
sind Abtreibungen in der Schweiz in gewissen Fällen auch nach der 12.
Schwangerschaftswoche noch möglich. Dies konkret, wenn sich die Mutter in einer
schwerwiegenden seelischen Notlage befindet oder wenn eine Abtreibung notwendig
ist, um eine schwerwiegende körperliche Schädigung der schwangeren Frau zu
verhindern. Falls Behinderungen oder schwerwiegende Erkrankungen beim
ungeborenen Kind festgestellt werden, werden in der Schweiz auch Abtreibungen nach
der 12. Schwangerschaftswoche mit der Begründung der physischen oder psychischen
Beeinträchtigung der Mutter durchgeführt, wobei die Gründe für die Abtreibung umso
schwerer wiegen müssen, je weiter fortgeschritten die Schwangerschaft ist. Über
Vorliegen solcher Umstände entscheidet dabei eine ärztliche Fachperson – dies im
Unterschied zu Schwangerschaftsabbrüchen bis zur 12. Schwangerschaftswoche: Seit
Annahme der Fristenregelung entscheidet in letzterem Fall allein die schwangere Frau
über eine Abtreibung. 
Als Begründung für die Lancierung seiner Volksinitiativen gab das Komitee an, auf
dieses Mittel zurückgegriffen zu haben, weil entsprechende parlamentarische Vorstösse
bei Bundesrat und Parlament nicht erfolgreich waren. Zum Zeitpunkt der Lancierung
der Volksinitiativen war eine Motion Estermann (Mo. 20.3191) mit der Forderung nach
Reduktion von Spätabtreibungen hängig, die der Bundesrat zur Ablehnung empfohlen
hatte. Bis am 21. Juni 2023 hat das Initiativkomitee Zeit, die notwendigen 100'000
Unterschriften für seine Begehren zu sammeln. 2

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 07.12.2021
MARLÈNE GERBER
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Ende Dezember 2021 startete ein Komitee rund um die beiden SVP-Nationalrätinnen
Yvette Estermann (LU) und Andrea Geissbühler (BE) die Unterschriftensammlung für
zwei Volksinitiativen zur Reduktion von Schwangerschaftsabbrüchen. Beide verlangen,
in der Verfassung den «Schutz des menschlichen Lebens, insbesondere vor der
Geburt», explizit zu verankern. Bis am 21. Juni 2023 hat das Initiativkomitee Zeit, die
notwendigen 100'000 Unterschriften für ihre Begehren zu sammeln. Während sich die
eine Volksinitiative gegen Spätabtreibungen richtet, verlangt die andere Volksinitiative
«einen Tag Bedenkzeit vor jeder Abtreibung (Einmal-darüber-schlafen-Initiative)».
Letztere will genau das, was der Titel des Anliegens bereits zum Ausdruck bringt: Mit
Ausnahme von Schwangerschaftsabbrüchen aufgrund lebensbedrohlicher Umstände
sollen Schwangerschaftsabbrüche erst «nach einem Tag Bedenkzeit» durchgeführt
werden dürfen. Zu dieser Bedenkzeit würde die ärztliche Pflicht gehören, der
schwangeren Frau einen Leitfaden abzugeben, «der sämtliche kantonal und sämtliche
national tätigen Beratungs- und Hilfsstellen enthält, welche psychologische, finanzielle
oder materielle Hilfe anbieten». Laut Aussagen des Initiativkomitees, dem ebenfalls
SVP-Nationalrat Erich von Siebenthal (BE) und die Zürcher SVP-Kantonsrätin Maria Rita
Marty angehören, bestünden in 18 Ländern in Europa Bestimmungen für Wartefristen.
Mit einer Wartefrist verfolge die Initiative das Ziel, überstürzte Entscheidungen für
einen Schwangerschaftsabbruch zu verhindern. Die Initiantinnen und Initianten gaben
an, auf das Mittel der Volksinitiative zurückgegriffen zu haben, weil entsprechende
Anliegen in parlamentarischen Vorstössen nicht auf Gehör gestossen waren. Zur Frage
der Bedenkzeit hatte sich der Bundesrat in Beantwortung einer Motion Herzog (svp, TG;
Mo. 14.3442) negativ geäussert. Dabei hatte er angemerkt, dass er eine solche Regelung
nicht als notwendig erachte, und auf die geltende Praxis basierend auf Art. 120 StGB
verwiesen, die darin besteht, dass die ärztliche Fachperson vor einer Abtreibung zur
Beratung und Information ein eingehendes Gespräch mit der schwangeren Frau führen
muss. Da die Motion nicht innert der vorgegebenen Frist von zwei Jahren im Nationalrat
traktandiert worden war, war sie im Jahr 2016 unbehandelt abgeschrieben worden. 3

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 21.12.2021
MARLÈNE GERBER

Eine Motion Estermann (svp, LU) forderte den Bundesrat dazu auf, Massnahmen zu
ergreifen, um die Zahl der Spätabtreibungen in der Schweiz zu reduzieren. In ihrer
Begründung forderte die Motionärin eine umfassende Information über die Risiken
eines Schwangerschaftsabbruch, über die Wahrscheinlichkeit von Fehldiagnosen sowie
über die Lebensfähigkeit und Lebensqualität eines Kindes mit Anomalien. Zusätzlich
verlangte die SVP-Nationalrätin die Erhebung der Richtigkeit von diagnostizierten
Anomalien nach einer Abtreibung, um Aussagen über die Quote von Fehldiagnosen zu
erhalten. 
In seiner Antwort gab der Bundesrat zuerst zu Protokoll, dass die Schweiz im
internationalen Vergleich über eine tiefe Schwangerschaftsabbruchrate verfüge. Weiter
verwies er auf die im Jahr 2018 verabschiedete Totalrevision des Bundesgesetzes über
genetische Untersuchungen beim Menschen (GUMG), gemäss welcher ein
Aufklärungsgespräch nicht erst beim Entscheid zum Schwangerschaftsabbruch,
sondern bereits beim Entscheid über die Durchführung einer pränatalen genetischen
Untersuchung durchgeführt werden müsse. Dazu gehöre ebenfalls eine umfassende
genetische Beratung nach Durchführung der genannten Untersuchung sowie das
Hinweisen der schwangeren Frauen auf unabhängige Stellen zur Information und
Beratung für pränatale Untersuchungen, die die Kantone nun einzurichten hätten. Das
GUMG schreibe ferner vor, dass Frauen, die einen Schwangerschaftsabbruch in
Betracht ziehen, über Alternativen zur Abtreibung informiert und beraten sowie auf
Vereinigungen von Eltern mit behinderten Kindern hingewiesen werden, so der
Bundesrat weiter. Aus diesen Gründen sah er keinen zusätzlichen Handlungsbedarf zur
weiteren Reduktion von Spätabtreibungen. Mit den getroffenen Massnahmen werde
seiner Meinung nach bereits sichergestellt, dass «Schwangerschaftsabbrüche nach der
12. Schwangerschaftswoche auch künftig stets Ultima Ratio bleiben». Der Nationalrat,
der die Motion in der Sondersession vom Mai 2022 beriet, lehnte sie mit 132 zu 36
Stimmen bei 13 Enthaltungen ab. Zustimmende und enthaltende Stimmen fanden sich
dabei in den Fraktionen der SVP und der Mitte. 10 Ratsmitglieder der SVP und 19
Nationalrätinnen und Nationalräte der Mitte-Fraktion lehnten die Forderung ebenso
wie die anderen, geschlossen dagegen stimmenden Fraktionen ab. 4

MOTION
DATUM: 11.05.2022
MARLÈNE GERBER
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Die von den SVP-Nationalrätinnen Yvette Estermann (svp, LU) und Andrea Geissbühler
(svp, BE) co-präsidierte Volksinitiative «Für den Schutz von ausserhalb des
Mutterleibes lebensfähigen Babys (Lebensfähige-Babys-retten-Initiative)» scheiterte
im Sammelstadium. Dies teilte die Bundeskanzlei im Juni 2023 mit. Dasselbe galt für
das gleichzeitig Ende 2021 lancierte Volksbegehren «für einen Tag Bedenkzeit vor
jeder Abtreibung (Einmal-darüber-schlafen-Initiative)». Beide Volksinitiativen
stammten aus der Feder des JSVP-Präsident David Trachsel, welcher die beiden
Nationalrätinnen für das Co-Präsidium angefragt hatte. 

Der US-amerikanische Supreme Court hatte Ende Juni 2022 sein für die
Abtreibungsfrage grundlegendes Urteil «Roe v. Wade» gekippt und damit das
gesamtstaatliche Recht auf Abtreibung in den USA untergraben, was auch in der
Schweiz die Debatte über Schwangerschaftsabbrüche befeuerte. Allerdings stand selbst
die SVP, der die Initiantinnen angehörten, alles andere als geschlossen hinter den
beiden Volksbegehren. So befürwortete SVP-Fraktionschef Thomas Aeschi (svp, ZG) in
der Presse die heute geltende Fristenlösung, während Camille Lothe, Präsidentin der
SVP Stadt Zürich, die Forderungen ihrer Parteikolleginnen gar als «nicht akzeptabel»
bezeichnete und ankündigte, die beiden Volksinitiativen bekämpfen zu wollen. 

Beide Initiativen scheiterten schliesslich an der Hürde von 100'000 Unterschriften. Man
habe sich schlicht und einfach «überlüpft» mit den beiden gescheiterten Initiativen,
liess JSVP-Präsident David Trachsel, als Reaktion auf das Scheitern in den AZ-Medien
verlauten. Laut dem Tagesanzeiger liess sich das Initiativkomitee aber von der Schlappe
nicht beirren: Bereits würden «künftige Anliegen» vom Trio ins Auge gefasst. 5

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 22.06.2023
VIKTORIA KIPFER

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Bereits kurz nachdem ein Komitee, prominent vertreten durch die beiden SVP-
Nationalrätinnen Yvette Estermann (LU) und Andrea Geissbühler (BE), zwei
Volksinitativen zur Einschränkung des Rechts auf Abtreibung lanciert hatte, äusserten
sich andere SVP-Exponentinnen kritisch zu den beiden Volksbegehren, die konkret
«einen Tag Bedenkzeit vor jeder Abtreibung» sowie ein Verbot von Spätabtreibungen
fordern. In einem Streitgespräch mit Andrea Geissbühler über die Bedenkzeit-Initiative
sprach die Präsidentin der Jungen SVP Zürich, Camille Lothe, im Tages-Anzeiger von
«ein[em] massive[n] Eingriff» in die persönliche Freiheit von Frauen. Gegenüber «24
Heures» gab SVP-Vizepräsidentin Céline Amaudruz (GE) zu Protokoll, dass es bei der
Frage der Abtreibung sowohl das Wohl des Kindes als auch dasjenige der schwangeren
Frau zu berücksichtigen gelte und sie das bestehende Recht auf Abtreibung deswegen
unter keinen Umständen angreifen wolle. Bereits 2014 hatte sich Amaudruz prominent
gegen die Volksinitiative «Abtreibungsfinanzierung ist Privatsache» gestellt – entgegen
der Parole ihrer Partei. 
Wie sich die SVP insgesamt zu den beiden neuen Volksinitiativen stellen würde, blieb
vorerst offen. Ein Blick auf die namentliche Abstimmung im Nationalrat über eine
Motion Estermann mit ähnlicher Stossrichtung (Mo. 20.3191) zeigte im Mai 2022 indes,
dass die Westschweizer SVP-Vizepräsidentin Amaudruz nicht die einzige
Parteivertreterin war, die dem Anliegen nur wenig abgewinnen konnte. Von den 12 an
der Abstimmung teilnehmenden SVP-Nationalrätinnen fand die Motion lediglich bei
deren 4 Unterstützung, wogegen sich 5 dagegen aussprachen und 3 weitere sich der
Stimme enthielten. Im Unterschied zu den mehrheitlich skeptisch positionierten SVP-
Nationalrätinnen stellten sich die männlichen Nationalratsmitglieder der SVP
grossmehrheitlich hinter die Motion. Dennoch fanden sich unter den 38 an der
Abstimmung teilnehmenden SVP-Nationalräten 5 ablehnende sowie 4 enthaltende
Stimmen – zu Letzteren zählte unter anderem Parteipräsident Thomas Aeschi. Dass sich
die SVP-Frauen in der Abtreibungsfrage teilweise anders positionieren als ihre
männlichen Parteikollegen, ist jedoch nichts Neues; bereits 2002 hatten die SVP Frauen
im Gegensatz zur SVP Schweiz die Ja-Parole zur Fristenregelung gefasst. 6

PARTEICHRONIK
DATUM: 09.02.2022
MARLÈNE GERBER

1) AB NR, 2022, S. 756 f.
2) BBl 2021 2920; NZZ, 23.12.21
3) BBl, 2021 2921; Mo. 14.3442; NZZ, 23.12.21
4) AB NR, 2022, S. 752 f.
5) BBl 2021 2920; BBl 2023 1514; NZZ, 23.12.21; So-Bli, 8.5.22; AZ, 9.5.22; WOZ, 12.5.22; AZ, 14.5.22; So-Bli, 26.6.22; AZ,
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28.6.22; Blick, 29.6.22; Republik, 9.2., 20.6.23; Blick, LT, 22.6.23; 24H, AZ, Lib, 23.6.23; 24H, TA, 24.6.23; Republik, 29.6.23
6) 24H, 4.2.22; TA, 10.2.22
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